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Stadt Staßfurt 

 

 
Typ:  Anfrage Fachdienst/Serviceeinheit: 32 - FD SuO 
Status: erledigt  Bearbeiter/in: Frau Henschke 
Stand:    
 

Stadtrat 15.02.2024 

 

AF 0799/2024/VII 

öffentlich 

 
Anfrage: 
Frau Kietz  
Wie kann in den nächsten Jahren mit der Silvesterböllerei umgegangen werden, z.B. mit 
einem Böllerverbot? 
 
 
Beantwortung: 
Rechtliche Betrachtung zum Erlass einer Allgemeinverfügung zur Einschränkung 
Silvesterfeuerwerk in der Stadt Staßfurt 
 
In Betracht könnten Immisionsschutzrechtliche Verbote/ Einschränkungen kommen. 
Das Bundesimmissionschutzgesetz sagt hierzu lediglich, dass die Bundesländer durch 
eigene Landesimmisionsschutzgesetze dies regeln können. 
Da Sachsen-Anhlat kein Landesimmissionschutzgesetz erlassen hat, mangelt es auch hier 
an einer Einfriffsermächtigung für die Gemeinden.  
Demnach ist ein Verbot durch die Gemeinde auf Grund immissionschutzrechtlicher 
Grundlagen in Sachsen-Anhalt nicht möglich.  
Nach § 23 Abs. 1 1. SprengV ist das Abbrennen pyrotechnischer Gegenstände in 
unmittelbarer Nähe von Kirchen, Krankenhäusern, Kinder- und Altersheimen sowie 
besonders brandempfindlichen Gebäuden oder Anlagen verboten. Das gilt auch an Silvester 
und für alle Kategorien von Feuerwerksartikeln. Die für Silvester bestehende 
Ausnahmeregelung des § 23 Abs. 2 der 1. SprengV bezieht sich nicht auf das Verbot des § 
23 Abs. 1 der 1. SprengV. Die Ausnahmeregelung ermöglicht es volljährigen Personen, an 
Silvester ohne sonst erforderliche Erlaubnis, pyrotechnische Gegenstände an dafür 
erlaubten Orten abzubrennen. An das Verbot des § 23 Abs. 1 der 1. SprengV sind sie 
dennoch gebunden. Nach den jeweiligen Generalklauseln der Länder sind die zuständigen 
Ordnungsbehörden ermächtigt, die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfall 
bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit abzuwehren. Zu den Schutzgütern der 
öffentlichen Sicherheit zählt die Unverletzlichkeit der Normen der Rechtsordnung. Personen, 
die sich dem Verbot des § 23 Abs. 1 der 1. SprengV widersetzen, dürfen daher von der 
zuständigen Ordnungsbehörde aufgrund der jeweils einschlägigen Generalermächtigung zur 
Einhaltung der Norm veranlasst werden. Allerdings verbietet § 23 Abs. 1 der 1. SprengV 
lediglich das Abbrennen von Feuerwerkskörpern aller Kategorien in unmittelbarer Nähe zu 
den im Gesetz genannten Gebäuden. Die SprengV  eröffnet den zuständigen Behörden 
zudem die Möglichkeit, über die Regelung des § 23 Abs. 1 1. SprengV hinaus bestimmte 
Allgemeinverfügungen zu erlassen. Nach § 24 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 der 1. SprengV kann die 
zuständige Behörde allgemein oder im Einzelfall anordnen, dass Feuerwerkskörper der 
Kategorie F2 in der Nähe von Gebäuden oder Anlagen, die besonders 
brandempfindlich sind, auch am 31. Dezember und am 1. Januar nicht abgebrannt werden 
dürfen. Eine allgemeine Anordnung ist öffentlich bekanntzugeben, vgl. § 24 Abs. 2 S. 2 1. 
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SprengV. Zudem müsste eine entsprechende Allgemeinverfügung von der zuständigen 
Behörde erlassen werden, die Tatbestandsvoraussetzungen müssen erfüllt sein und der 
Erlass der Anordnung muss als Ermessensentscheidung den Anforderungen des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes genügen. Letztlich muss die sofortige Vollziehung der 
Verfügung angeordnet werden, damit keine aufschiebende Wirkung durch Widerspruch oder 
Anfechtungsklage entstehen kann und so die zwischenzeitliche Durchsetzung der Verfügung 
verhindert würde. Dennoch darf die jeweilige Allgemeinverfügung nur erlassen werden, um 
Gebäude oder Anlagen, die besonders brandempfindlich sind, zu schützen. Die 
Verbotsermächtigung des § 24 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 der 1. SprengV bezieht sich beispielsweise 
auf reetgedeckte Gebäude, sodass sich Kommunen, in deren Gebiet sich entsprechende 
Gebäude befinden, auf diese Ermächtigung berufen können. Ob die Ermächtigung jedoch 
städtischen Kommunen zugutekommt, in denen sich regelmäßig wenige oder keine 
besonders (!) brandempfindlichen Gebäude oder Anlagen befinden, ist fraglich. Wann ein 
Gebäude besonders brandempfindlich ist, ist eine Frage des Einzelfalles. Bei der 
klassischen Stadtbebauung wird eine besondere Brandempfindlichkeit in der Regel nicht zu 
bejahen sein.  
Somit scheidet hier ein Verbot auch aus. 
Ordnungsrechtliche Allgemeinverfügungen könnten grundsätzlich auch erlassen werden, 
wenn sie erforderlich sind, um die Unverletzlichkeit der Rechtsordnung zu schützen, 
drohende Schäden für das Leben und die Gesundheit von Personen zu verhindern und 
um Vermögenswerte zu schützen. 
Hier wurden in der Vergangenheit keine Fälle bekannt, in welchen eine so große 
Anzahl von Personen geschädigt wurde, welches den Erlass einer 
Allgemeinverfügung, ermessensfehlerfrei und unter Beachtung der 
Verhältnismäßigkeit rechtfertigen würde. 
 

 

Quelle: Rechtsgutachten zu kommunalen Möglichkeiten der Beschränkung des Abbrennens pyrotechnischer Gegenstände an 
Silvester Rechtsanwalt Prof. Dr. Remo Klinger; Rechtsanwältin Karoline Borwieck 

 

 
 
 
 
 
René Zok 
Bürgermeister 
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